Habilitationsordnung

far die Juristische Fakultat
der Julius-Maximilians-Universitat Wirzburg

vom 22. Februar 2018

(http://www.uni-wuerzburg.de/amtl_veroeffentlichungen/2018-3)

Aufgrund von Art. 13 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 65 Abs. 7 Satz 1 des Bayerischen
Hochschulgesetzes (BayHSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Mai 2006
(GVBI. S. 245) BayRS 2210-1-1-K in der jeweils geltenden Fassung erlasst die Juli-
us-Maximilians-Universitat Wurzburg folgende
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§1
Zweck der Habilitation

(1) Die Habilitation an der Juristischen Fakultat dient der formlichen Feststellung der wis-
senschaftlichen und p&dagogischen Eignung zum Professor oder zur Professorin in rechtswis-
senschaftlichen Fachgebieten an Universitdten (Lehrbefahigung).

(2) 'Auf Grund der Feststellung der Lehrbefahigung erteilt die Julius-Maximilians-Universitat
Waurzburg auf Antrag der habilitierten Person die Lehrbefugnis in dem Fachgebiet, auf das sich
die Lehrbefahigung bezieht. 2Mit der Erteilung der Lehrbefugnis ist das Recht zur Filhrung der
Bezeichnung "Privatdozent” bzw. "Privatdozentin” verbunden.

§2
Zustandigkeit und Mitwirkungsrechte

(1) Die Durchfiihrung des Habilitationsverfahrens obliegt der Juristischen Fakultét.

(2) Uber die Annahme eines Habilitanden oder einer Habilitandin entscheidet der Fakultétsrat
entsprechend den Regelungen des Abs. 3.

(3) Soweit der Fakultatsrat im Rahmen des Habilitationsverfahrens entscheidet, haben alle
Professoren und Professorinnen der Juristischen Fakultat gemaR Art. 17 Abs. 1 Satz 1 in Ver-
bindung mit Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BayHSchG das Recht, nach Mal3gabe des 8 17 Abs. 2 der
Grundordnung der Julius-Maximilians-Universitat Wirzburg vom 15. Juni 2007 in der jeweils
geltenden Fassung stimmberechtigt mitzuwirken (erweiterter Fakultétsrat).

(4) 'Den Vorsitz in den Sitzungen fiihrt der Dekan oder die Dekanin. ®Ist der Dekan oder die
Dekanin Mitglied des Fachmentorats, Ubernimmt den Vorsitz der Prodekan oder die Prodeka-
nin. 3Ist auch dieser oder diese Mitglied des Fachmentorats, ist ein \Vorsitzender oder eine
Vorsitzende aus dem Kreis der Professoren und Professorinnen zu wéhlen.

(5) Hinsichtlich der Verfahrensvorschriften gilt § 30 der Grundordnung der Juli-
us-Maximilians-Universitat Wirzburg vom 15. Juni 2007 in der jeweils geltenden Fassung
entsprechend.

(6) ‘Entscheidungen werden dem Bewerber oder der Bewerberin vom Dekan oder der Deka-
nin schriftlich mitgeteilt. Beschwerende Entscheidungen sind zu begriinden und mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§3
Voraussetzungen fir die Annahme als Habilitand oder Habilitandin

Die Annahme als Habilitand oder Habilitandin an der Juristischen Fakultat setzt voraus, dass
der Bewerber oder die Bewerberin

a) ein rechtswissenschaftliches Studium an einer Universitat oder einer dieser gleichstehen-
den Hochschule des In- oder Auslandes erfolgreich abgeschlossen hat,

b) berechtigt ist, einen von einer inlandischen Universitét verliehenen Doktorgrad oder einen
an einer in- oder ausléandischen Universitat verliehenen gleichwertigen akademischen Grad
zu fuhren,



die besondere Befahigung zu wissenschaftlicher Arbeit besitzt, die in der Regel durch eine
mindestens mit der Gesamtnote ,,magna cum laude” oder eine entsprechende Note abge-
schlossene Promotion nachgewiesen wird, was fir gleichwertige akademische Grade
entsprechend gilt,

die padagogische Eignung besitzt,
nicht bereits in einem Habilitationsverfahren flr das Fachgebiet, fur das die Lehrbefahi-

gung festgestellt werden soll, oder fiir ein verwandtes Fachgebiet gescheitert ist und sich
auch nicht in einem solchen anh&ngigen Habilitationsverfahren befindet.

84
Erforderliche Nachweise

(1) 'Der Antrag des Bewerbers oder der Bewerberin auf Annahme als Habilitand oder Habi-
litandin ist schriftlich an den Dekan oder die Dekanin der Juristischen Fakultat zu richten. “Dem
Gesuch sind beizuftigen:

a)
b)

c)

d)

f)

9)

die gemé&R 8§ 3 Buchst. a, b und c erforderlichen Nachweise,

ein Lebenslauf mit besonderer Berticksichtigung des wissenschaftlichen und beruflichen
Werdegangs,

eine Aufstellung der von dem Bewerber oder der Bewerberin bisher abgehaltenen Lehr-
und Vortragsveranstaltungen sowie Forschungsarbeiten,

ein vollstandiges Verzeichnis der wissenschaftlichen Veroffentlichungen des Bewerbers
oder der Bewerberin,

lein amtliches Fiihrungszeugnis neueren Datums, sofern der Bewerber oder die Bewerbe-
rin nicht im deutschen offentlichen Dienst steht und dies durch Vorlage einer Dienstbe-
scheinigung nachweist. *Von Auslandern ist ein gleichwertiges Zeugnis vorzulegen. Bei
Mitgliedern der Julius-Maximilians-Universitat Wirzburg kann auf das Fiihrungszeugnis
verzichtet werden,

eine Erklarung, ob und gegebenenfalls mit welchem Erfolg der Bewerber oder die Be-
werberin an einer anderen Hochschule ein Habilitationsgesuch eingereicht hat,

eine Erklarung, ob ihm ein akademischer Grad entzogen oder gegen ihn ein strafrechtliches
Ermittlungsverfahren eingeleitet wurde.

(2) Der Bewerber oder die Bewerberin gibt das Fachgebiet oder die Fachgebiete an, flr das
oder die er die Lehrbefahigung anstrebt.

§5
Annahme als Habilitand oder Habilitandin

(1) 'Der Dekan oder die Dekanin priift die Vollstandigkeit des Antrags auf Annahme als Ha-
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bilitand oder Habilitandin und setzt gegebenenfalls eine angemessene Frist zur Vervollstén-
digung. ®Wird der Antrag innerhalb dieser Frist nicht vervollstandigt, weist der Dekan oder die
Dekanin ihn im Auftrag des erweiterten Fakultatsrats schriftlich unter Angabe der Griinde als
unzul&ssig zurtck.

(2) 'Entspricht der Antrag den Anforderungen gemaR § 4, setzt der Dekan oder die Dekanin
einen Termin fest, an dem der Bewerber oder die Bewerberin sich und sein/ihr Projekt vorstellt
oder zu einem von ihm/ihr zu wéhlenden Thema vortrégt, um die Geeignetheit fir die Durch-
fiihrung eines Habilitationsverfahrens feststellen zu lassen. *Zu diesem Termin werden der
Bewerber oder die Bewerberin und der erweiterte Fakultatsrat schriftlich geladen. *Dem Be-
werber oder der Bewerberin gegenuber hat die Mitteilung spétestens drei Wochen vor dem
Termin zu erfolgen; er oder sie kann auf die Einhaltung der Frist verzichten.

(3) 'Die Vorstellung soll 45 Minuten nicht Uberschreiten. ?Im Anschluss entscheidet der
erweiterte Fakultatsrat Gber die Annahme des Bewerbers oder der Bewerberin auf Grundlage
der in Abs. 4 genannten Kriterien. *Die Entscheidung wird dem Bewerber oder der Bewerberin
durch den Dekan oder die Dekanin schriftlich mitgeteilt.

(4) 'Die Annahme als Habilitand oder Habilitandin erfolgt, wenn der erweiterte Fakultatsrat
den Bewerber oder die Bewerberin fiir geeignet hélt, die nach § 8 erforderlichen Leistungen im
Habilitationsverfahren zu erbringen und die \Voraussetzungen des § 3 gegeben sind. 2Die An-
nahme ist zu versagen, wenn dem Bewerber oder der Bewerberin ein akademischer Grad ent-
zogen wurde.

(5) Mit der Annahme als Habilitand oder Habilitandin bestellt der erweiterte Fakultétsrat zur
Begutachtung der Habilitationsleistungen und zur begleitenden Evaluierung des Habilitati-
onsprojektes sowie des Habilitationsverfahrens ein Fachmentorat.

(6) st ein Strafverfahren wegen einer Straftat anhangig, die die Entziehung eines akademi-
schen Grades zur Folge haben konnte, ist die Entscheidung tber die Annahme bis zum
rechtskraftigen Abschluss des Strafverfahrens auszusetzen. “Entsprechendes gilt, wenn Tat-
sachen vorliegen, die die Entziehung eines akademischen Grades unabhéngig von der Einlei-
tung eines Strafverfahrens rechtfertigen kénnten (Art. 69 BayHSchG).

(7) Die Annahme ist zu widerrufen, wenn im Laufe des Habilitationsverfahrens Vorausset-
zungen gemaR § 3 Buchst. b, ¢ oder e entfallen.

86
Fachmentorat

1) 'Das Fachmentorat besteht aus einem Vorsitzenden oder einer Vorsitzenden und zwei
weiteren Mitgliedern unter Wahrung der Interdisziplinaritat. “Die Mitglieder missen Hoch-
schullehrer oder Hochschullehrerinnen geméaR Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes Uber die
Rechtsverhaltnisse der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen sowie des weiteren wis-
senschaftlichen und kunstlerischen Personals an den Hochschulen (Bayerisches Hochschul-
personalgesetz - BayHSchPG) vom 23. Mai 2006 in der jeweils geltenden Fassung sein.
*Mindestens ein Mitglied des Fachmentorats muss Professor oder Professorin der Juristischen
Fakultat sein. “Ein Mitglied kann einer anderen Fakultat angehoren, ein weiteres Mitglied einer
anderen Universitat. °Der Habilitand oder die Habilitandin besitzt ein Vorschlagsrecht bei der
Besetzung des Fachmentorats.



(2) 'Das Fachmentorat vereinbart schriftlich mit dem Habilitanden oder der Habilitandin Art
und Umfang der flr den Erwerb der Lehrbeféhigung notwendigen Leistungen in Forschung und
Lehre. 2Es unterstiitzt den Habilitanden oder die Habilitandin bei der Umsetzung dieser Ver-
einbarung. °Es begleitet den Fortgang der Qualifikationsleistungen in Forschung und Lehre.

(3) 'Scheidet ein Mitglied des Fachmentorats aus, so bestellt der erweiterte Fakultétsrat einen
Nachfolger oder eine Nachfolgerin. ?Das Vorschlagsrecht verbleibt bei dem Habilitanden
oder der Habilitandin.

87
Dauer der Habilitation

'Der mit der Annahme beginnende Status als Habilitand oder Habilitandin ist in der Regel auf
vier Jahre zuziiglich der Dauer des Begutachtungsverfahrens begrenzt. 2Das Fachmentorat soll
die Dauer des Status als Habilitand oder Habilitandin bei Vorliegen besonderer Griinde, ins-
besondere bei Inanspruchnahme von Elternzeit gemal? dem Gesetz zum Elterngeld und zur
Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz — BEEG) vom 27. Januar 2015 (BGBI. I S.
33) oder eines Beschaftigungsverbots nach dem Gesetz zum Schutz von Mittern bei der Arbeit,
in der Ausbildung und im Studium (Mutterschutzgesetz —MuSchG) vom 23. Mai 2017 (BGBI. |
S. 1228, 1243) in den jewelils geltenden Fassungen sowie bei Habilitanden oder Habilitandin-
nen, die nicht Mitglieder der Julius-Maximilians-Universitat Wirzburg sind, verlangern.

§8
Habilitationsleistungen

Im Habilitationsverfahren werden

1. die Befahigung zu selbstandiger Forschung auf Grund einer Habilitationsschrift oder einer
Mehrzahl von Fachpublikationen mit dem einer Habilitationsschrift entsprechenden wis-
senschaftlichen Gewicht (8§ 9) und

2. die padagogische Eignung auf Grund wissenschaftsgeleiteter Qualifizierung und selb-
standig erbrachter Leistungen in der akademischen Lehre (8 10)

festgestellt.

§9
Schriftliche Habilitationsleistung

(1) 'Die schriftliche Habilitationsleistung besteht aus einer Habilitationsschrift oder wissen-
schaftlichen Verdffentlichungen. “Sie dient der Feststellung der Befahigung zu selbstandiger
Forschung.

(2) Die schriftliche Habilitationsleistung muss sich auf mindestens eines der Fachgebiete der
Habilitation erstrecken und eine wertvolle wissenschaftliche Leistung darstellen.

(3) 'Die schriftliche Habilitationsleistung muss grundsatzlich in deutscher Sprache abgefasst
sein. “Das Fachmentorat kann in begriindeten Ausnahmefallen zulassen, dass die schriftliche
Habilitationsleistung in einer anderen als der deutschen Sprache abgefasst ist. *In diesem Fall
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muss der schriftlichen Habilitationsleistung eine Zusammenfassung in deutscher Sprache
beigefugt werden.

§10
Padagogische Eignung

Die Begutachtung und Feststellung der pddagogischen Eignung stutzt sich auf die in der Lehre
und fur die Lehre erbrachten Leistungen.

§11
Zwischenevaluation

(1) Nach zwei Jahren fiihrt das Fachmentorat eine Zwischenevaluation durch.

(2) 'zur Vorbereitung der Entscheidung tiber die Zwischenevaluation halt der Habilitand oder
die Habilitandin vor dem erweiterten Fakultétsrat einen VVortrag, dessen Thema er oder sie im
Einvernehmen mit dem Fachmentorat wahlt. *Der Vortrag soll ca. 45 Minuten dauern. *An den
Vortrag schlief3t sich eine wissenschaftliche Aussprache an, an deren Ende eine Empfehlung
des erweiterten Fakultatsrats steht.

(3) Im Rahmen der Zwischenevaluation prift das Fachmentorat auch unter Beriicksichtigung
der Empfehlung des erweiterten Fakultatsrats gemal Abs. 2 den Stand der Umsetzung der mit
dem Habilitanden oder der Habilitandin gemaR § 6 Abs. 2 getroffenen Vereinbarung und be-
richtet dem erweiterten Fakultatsrat und dem Dekan oder der Dekanin in schriftlicher Form.

(4) *Stellt das Fachmentorat fest, dass die vereinbarten Leistungen voraussichtlich nicht er-
bracht werden, kann der erweiterte Fakultatsrat die Bestellung des Fachmentorats aufheben.
Mit der Aufhebung des Fachmentorats ist das Habilitationsverfahren beendet. *In diesem Fall
erteilt der Dekan oder die Dekanin dem Habilitanden oder der Habilitandin in der Regel in-
nerhalb von sechs Wochen einen Bescheid geméal den VVorgaben des 8 2 Abs. 6.

8§12
Schlussbewertung bei fortgesetztem Verfahren

(1) Bei Fortfiihrung des Habilitationsverfahrens nach der Zwischenevaluation findet nach
Erbringung der fiir die Feststellung der Lehrbefahigung vereinbarten Leistungen im Sinne der
8§ 8 bis 10 eine wissenschaftliche Begutachtung durch das Fachmentorat statt.

(2) Fuar die wissenschaftliche Begutachtung legt der Habilitand oder die Habilitandin dem
Fachmentorat folgende Unterlagen vor:

a) Einaktualisierter Lebenslauf mit besonderer Beriicksichtigung des wissenschaftlichen
und beruflichen Werdegangs;

b) ein vollstdndiges Verzeichnis der wissenschaftlichen Veroffentlichungen des Be-
werbers oder der Bewerberin unter Beifligung je eines Exemplars,

c) eine Aufstellung der bisher abgehaltenen Lehr- und Vortragsveranstaltungen sowie
Forschungsarbeiten,

d) die schriftliche Habilitationsleistung (8§ 9) in drei Exemplaren,
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e) eine Erklarung dariber, dass der Bewerber oder die Bewerberin die schriftliche Ha-
bilitationsleistung selbstdndig angefertigt, auBer den im Schrifttumverzeichnis ange-
gebenen Hilfsmitteln keine weiteren benutzt und alle Stellen, die aus dem Schrifttum
wortlich oder sinngemall entnommen sind, als solche kenntlich gemacht und einzeln
angefuhrt hat,

f) eine Erklarung darlber, ob die schriftliche Habilitationsleistung ganz oder in wesent-
lichen Teilen bereits einer anderen Hochschule in einem Prifungsverfahren vorgele-
gen haben.

(3) 'Das Fachmentorat begutachtet, ob die schriftliche Habilitationsleistung den Anforderun-
gen des 8 9 und dem Fachgebiet entspricht, fiir das die Lehrbefahigung angestrebt wird, und
nimmt eine abschlieRende wissenschaftliche Begutachtung vor. 2Das Fachmentorat soll hierzu
zwei externe Gutachten einholen, die dem Dekan oder der Dekanin vorzulegen sind.

(4) Das Fachmentorat erstellt einen Bericht tber die Lehrtétigkeit des Habilitanden oder der
Habilitandin mit einer Stellungnahme zu dessen oder deren padagogischer Eignung, der dem
Dekan oder der Dekanin vorzulegen ist.

(5) Der Dekan oder die Dekanin bringt dem erweiterten Fakultédtsrat die Gutachten zur
schriftlichen Leistung und zur paddagogischen Eignung zur Kenntnis.

(6) *Hat der Habilitand oder die Habilitandin die vereinbarten Leistungen erbracht, schlagt das
Fachmentorat dem erweiterten Fakultatsrat die Feststellung der Lehrbefahigung vor. “Der
Dekan oder die Dekanin fuhrt innerhalb von vier Monaten einen Beschluss des erweiterten
Fakultatsrats ber den Vorschlag des Fachmentorats herbei; kommt ein Beschluss innerhalb
dieser Frist nicht zustande, gilt die Lehrbefahigung als festgestellt.

(7) *Vor der Entscheidung tiber den Vorschlag der Feststellung der Lehrbefahigung an den
erweiterten Fakultatsrat kann das Fachmentorat dem Habilitanden oder der Habilitandin in-
nerhalb einer vom Fachmentorat zu bestimmenden Frist die Mdglichkeit der Nachbesserung
einraumen. ?Legt der Habilitand oder die Habilitandin die umgearbeitete oder erganzte Habi-
litationsschrift nicht innerhalb der gesetzten Frist vor, so gilt die vereinbarte Habilitations-
leistung als nicht erbracht. *Eine erneute Riickgabe zur Umarbeitung oder Ergdnzung ist aus-
geschlossen. “Der erweiterte Fakultatsrat hebt daraufhin die Bestellung des Fachmentorats auf,
das Habilitationsverfahren ist damit beendet. °Diese Entscheidung des erweiterten Fakultatsrats
teilt der Dekan oder die Dekanin dem Habilitanden oder der Habilitandin in der Regel innerhalb
von sechs Wochen mittels eines Bescheids gemaR den VVorgaben des § 2 Abs. 6 mit.

(8) ‘Kommt das Fachmentorat zu dem Ergebnis, dass die fiir die Feststellung der Lehrbefahi-
gung erforderlichen Leistungen nicht oder nicht innerhalb der Frist des § 7 und voraussichtlich
nicht innerhalb der angemessenen Nachfrist erbracht werden kénnen, hebt der erweiterte Fa-
kultétsrat die Bestellung des Fachmentorats auf. Das Habilitationsverfahren ist damit beendet.
3Diese Entscheidung des erweiterten Fakultatsrats teilt der Dekan oder die Dekanin dem Ha-
bilitanden oder der Habilitandin in der Regel innerhalb von sechs Wochen mittels eines Be-
scheids gemal den VVorgaben des 8 2 Abs. 6 mit.

(9) 'Folgt der erweiterte Fakultatsrat dem Vorschlag des Fachmentorats, stellt er die Lehrbe-
fahigung unter Bezeichnung des Fachgebietes formlich fest. “Diese Entscheidung des erwei-
terten Fakultétsrats teilt der Dekan oder die Dekanin dem Habilitanden oder der Habilitandin in
der Regel innerhalb von sechs Wochen mittels eines Bescheids gemal? den Vorgaben des § 2
Abs. 6 mit.



813
Abschlussvortrag

'Nach erfolgreichem Abschluss des Habilitationsverfahrens soll der Habilitand oder die Habi-
litandin einen feierlichen Abschlussvortrag halten. “Der Vortrag erfolgt 6ffentlich. *Das Thema
ist von dem Habilitanden oder der Habilitandin frei zu wahlen.

8§14
Urkunde

(1) Uber den erfolgreichen Abschluss des Habilitationsverfahrens wird eine von dem Prési-
denten oder der Prasidentin der Julius-Maximilians-Universitat Wiirzburg und vom Dekan oder
von der Dekanin der Juristischen Fakultat unterzeichnete und mit dem Siegel der Juli-
us-Maximilians-Universitat Wirzburg versehene Urkunde ausgestellt.

(2) Sie tragt das Datum der Beschlussfassung gemal § 12 Abs. 9 oder des Ablaufs der Frist
nach § 12 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 2 und enthélt das Thema der schriftlichen Habilitationsleis-
tung sowie die Fachgebiete, fir die die Lehrbefahigung festgestellt wurde.

(3) Die Lehrbefahigung wird mit der Aushandigung der Urkunde erworben.

§15
Ungultigkeitserklarung, Ricknahme

(1) Ergibt sich vor Aushéndigung der Urkunde, dass sich der Bewerber oder die Bewerberin
im Habilitationsverfahren einer Tauschung schuldig gemacht hat, so kénnen die bisher er-
brachten Habilitationsleistungen fiur ungdiltig erklart und das Habilitationsverfahren beendet
werden.

(2) Im Ubrigen richten sich die Riicknahme der Annahme als Habilitand oder Habilitandin
sowie der Feststellung der Lehrbefdhigung nach den gesetzlichen Vorschriften.

(3) Die Entscheidung Uber die Ricknahme der Feststellung der Lehrbeféahigung trifft die
Universitatsleitung auf Antrag des erweiterten Fakultatsrats.

§ 16
Wiederholung des Habilitationsverfahrens

'Ein Habilitationsverfahren, das ohne Erfolg beendet wurde oder als beendet gilt, kann einmal
wiederholt werden. ?Bereits erbrachte und als ausreichend bewertete Habilitationsleistungen
kdnnen auf Antrag angerechnet werden.
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§17
Erweiterung der Lehrbeféahigung und Umhabilitation

(1) *Wer an der Juristischen Fakultat die Lehrbefahigung erworben hat, kann beantragen, dass
sie auf andere Fachgebiete erweitert wird. ’Die Bestimmungen dieser Habilitationsordnung
gelten entsprechend. *Wenn der Bewerber oder die Bewerberin seine oder ihre Befahigung zu
selbstandiger Forschung auf den beantragten Fachgebieten nachweist, kann der erweiterte
Fakultatsrat auf weitere Habilitationsleistungen verzichten.

(2) ‘Wer die entsprechende Lehrbefahigung oder Lehrbefugnis an einer anderen Universitt
oder einer dieser gleichstehenden Hochschule des In- oder Auslandes besessen hat, kann die
Feststellung der Lehrbefahigung beantragen. Die Bestimmungen dieser Habilitationsordnung
gelten entsprechend. Der erweiterte Fakultétsrat kann die an der anderen Universitat oder der
ihr gleichstehenden Hochschule erbrachten Leistungen ganz oder teilweise anerkennen.

8§18
Verbleib der eingereichten Unterlagen

Samtliche dem Habilitationsgesuch beigefiigten Anlagen mit Ausnahme der in § 12 Abs. 2
Buchst. b genannten  Veroffentlichungen  verbleiben bei den Akten der Juli-
us-Maximilians-Universitat Wiirzburg. “Das gilt auch fiir abgelehnte Habilitationsschriften und
fur die ursprungliche Fassung von Habilitationsschriften, die geméal 8 12 Abs. 7 umgearbeitet
worden sind.

§19
Ablieferung der Habilitationsschrift

Der Universitatshibliothek Wiirzburg ist ein gedrucktes Exemplar der schriftlichen Habilita-
tionsleistung einzureichen. “Erscheint diese nicht im Druck, so ist der Universitatsbibliothek
ein maschinengeschriebenes Exemplar einzureichen.

§20
Inkrafttreten, Ubergangsregelung

(1) 'Diese Habilitationsordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. *Sie gilt
fiir alle Bewerber und Bewerberinnen, die nach dem Inkrafttreten der Satzung als Habilitand
oder Habilitandin angenommen werden.

(2) Gleichzeitig tritt die Habilitationsordnung fir die Juristische Fakultat der Bayerischen
Julius-Maximilians-Universitdt vom 14. September 2004 (http://www.uni-wuerzburg.de/
amtl_veroeffentlichungen/2005-2) unbeschadet der Bestimmung des Abs. 3 auler Kraft.

(3) Fur Bewerber oder Bewerberinnen, die schon vor Inkrafttreten dieser Satzung an einer
Habilitationsschrift gearbeitet haben oder nach der Habilitationsordnung vom 14. September
2004 bereits zum Habilitationsverfahren zugelassen sind und bis zum 31. Dezember 2018 dem
Dekan oder der Dekanin mitgeteilt haben, dass sie ihr Verfahren nach dieser Habilitations-
ordnung fortfiihren wollen, wird das Habilitationsverfahren nach der in Abs. 2 genannten Ha-
bilitationsordnung zu Ende gefuhrt.


http://www.zv.uni-wuerzburg.de/rechtsamt/Promotion_Habilitation/JUR_H.HTM#%C2%A7%204#%C2%A7%204

	Aufgrund von Art. 13 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 65 Abs. 7 Satz 1 des Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Mai 2006 (GVBl. S. 245) BayRS 2210-1-1-K in der jeweils geltenden Fassung erlässt die Julius-Max...
	Voraussetzungen für die Annahme als Habilitand oder Habilitandin

	§ 15
	Ungültigkeitserklärung, Rücknahme
	Wiederholung des Habilitationsverfahrens


